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Geſetz Sammlung 
7 für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 12 — 


(Ir. 3381.) Geſetz, betreffend die Einführung einer Klaſſen- und klaſſiftzirten Einkommen⸗ 
ſteuer. Vom 1. Mai 1851. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, mit Zuſtimmung der Kammern, was folgt: 


K 4 


Die im F. 1. des allgemeinen Abgaben-Geſetzes vom 30. Mai 1820. 
unter g. angeordnete Klaſſenſteuer, ſowie die auf Grund der proviſoriſchen Ver⸗ 
ordnung vom 4. April 1848. wegen Aufhebung der Mahlſteuer und deren Gr: 
ſatz durch eine direkte Steuer eingefuͤhrten Erſatzſteuern, werden vom 1. Juli 
d. J. ab aufgehoben. ' 

In den Orten, welche in dem anliegenden Verzeichniſſe benannt ſind, 
wird die Mahl: und Schlachtſteuer nach Maaßgabe des Geſetzes vom 30. Mai 
1820. und der daſſelbe erlaͤuternden, ergaͤnzenden oder abaͤndernden Beſtimmun⸗ 
gen forterhoben, beziehungsweiſe die Mahlſteuer, ſoweit ſie daſelbſt zur Zeit 
nicht beſteht, von dem 1. Juli d. J. ab wieder eingeführt. 

Dien mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Gemeinden wird, wie bisher, ein 
Drittheil des Rohertrages der Mahlſteuer zur Verwendung für Kommunal⸗ 
zwecke uͤberwieſen. 


g. 2. 
Statt der aufgehobenen Steuern und beziehungsweiſe neben der Mahl— 
und Schlachtſteuer wird vom 1. Juli d. J. ab erhoben: 


a) in allen nicht mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Orten eine neue Klaſſen⸗ 
ſteuer von denjenigen Einwohnern, deren jährliches Einkommen den Be— 
trag von 1000 Rthlrn. nicht uͤberſteigt, und b 
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b) gleichmäßig im ganzen Staate eine klaſſifizirte Einkommenſteuer von allen 
inwohnern, deren geſammtes jährliches Einkommen die Summe von 
1000 Rrhlrn. uͤberſteigt; von den Einwohnern mahl- und ſchlachtſteuer⸗ 
pflichtiger Orte jedoch unter der Beſchraͤnkung, daß jedem Steuerpflich⸗ 
tigen für die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und Schlachtſteuer jähr- 
lich die Summe von 20 Rthlrn. in Anrechnung gebracht und nur der 
5 wre Abzuge übrig bleibende Steuerbetrag zur Einziehung ges 
ellt wird. 


§. 3. 

Einwohner mahl- und ſchlachtſteuerpflichtiger Orte werden durch den 
zeitweiſen Aufenthalt in einem klaſſenſteuerpflichtigen Bezirk nicht klaſſenſteuer— 
pflichtig; andererſeits erlangen Einwohner eines klaſſenſteuerpflichtigen Bezirks 
durch den zeitweiſen Aufenthalt in einem mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen 
Orte weder auf den Erlaß der Klaſſenſteuer, noch, ſoweit ſie einkommenſteuer— 
pflichtig find, auf die Bewilligung des Abzugs an der klaſſifizirten Einkommen— 
ſteuer fuͤr die gleichzeitig zu entrichtende Mahl- und Schlachtſteuer einen An— 
ſpruch. Wer einen doppelten Wohnſitz in einem klaſſenſteuerpflichtigen und in 
einem mahl- und ſchlachtſteuerpflichtigen Orte hat, iſt ſtets zur eee des 
ganzen Jahresbetrags der auf ihn veranlagten Klaſſen-beziehungsweiſe klaſſi⸗ 
fizirten Einkommenſteuer verpflichtet. 


H. 4. 


Die Einfuͤhrung der Klaſſenſteuer in Stelle der Mahl- und Schlacht— 
ſteuer, ſowie der letzteren in Stelle der Klaſſenſteuer, kann nur durch ein Ge— 


ſetz geſchehen. 


Erſter Abſchnitt. 


Vorſchriften für die Veranlagung und Erhebung der 
N Klaſſenſteuer. 


§. 5. 
Der Klaſſenſteuer ſind unterworfen diejenigen Einwohner in nicht mahl- 
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1000 Rthlrn. nicht uͤberſteigt. 


H. 6. 


Befreit von der Klaſſenſteuer ſind: 
a) Perſonen vor vollendetem ſechszehnten Jahre; 


b) alle 
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bp) alle beim Heer und bei den Landwehrſtaͤmmen in Reih und Glied be⸗ 
findlichen Naben und gemeine Soldaten, nebſt den in ihrer Haus⸗ 
haltung lebenden Mitgliedern ihrer Familie, ſofern ſie ſelbſt oder dieſe 
ie Angehoͤrigen weder eigenes Gewerbe, noch Landwirthſchaft bes 
treiben; | l 
die Unteroffiziere und gemeinen Soldaten der Landwehr und ihre Fami⸗ 
lien fuͤr die Monate, in welchen ſie zur Fahne einberufen, ſowie die 
Offiziere des ſtehenden Heeres und der Landwehr, desgleichen die Militair⸗ 

Beamten fuͤr die Zeit, waͤhrend welcher ſie mobil gemacht ſind; 

d) diejenigen zur erſten Stufe der erſten Hauptklaſſe und zwar zur Unter⸗ 
ſtufe a. (F. 9.) gehoͤrigen Perſonen, welche am 1. Januar desjenigen 
Jahres, fuͤr welches die Veranlagung geſchieht, ihr 60ſtes Lebensjahr 

bereits zuruͤckgelegt haben; n 
Arme, die im Wege der ‚Öffentlichen Armenpflege eine fortlaufende Un⸗ 
terſtuͤtzung erhalten oder in öffentlichen Anftalten auf öffentliche Koften 
verpflegt werden; 

) Ausländer, welche ſich noch nicht ein volles Jahr an demſelben Orte 
des Inlandes aufgehalten haben, mit Ausnahme derjenigen, welche des 
Erwerbs wegen ihren Aufenthalt im Inlande nehmen; 0 

8) die Inhaber des eiſernen Kreuzes und die zu ihrem Hausſtande gehoͤri— 
5 Familienglieder, ſoweit fie zur erſten Hauptklaſſe (F. 9. zu a.) ges 

ren; 

h) diejenigen, welche, auch ohne beſondere Auszeichnung erlangt zu haben, 
in dem vaterlaͤndiſchen oder als nn eines damals noch nicht zum 
Preußiſchen Staate gehörenden Landestheils in einem verbündeten oder 
anderen Heere an einem der Feldzuͤge von 1806. bis 1815. Theil genom— 
men haben, fuͤr ihre Perſon und ihre Angehoͤrigen, ſoweit ſie zu den 
beiden erſten Stufen der erſten Hauptklaſſe gehören. 
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Die Steuer wird in drei Hauptklaſſen und in jeder Hauptklaſſe nach 
Abſtufungen erhoben, in welche die einzelnen Steuerpflichtige unter Beruͤck⸗ 
ſichtigung der fuͤr die Hauptklaſſen gegebenen allgemeinen Unterſcheidungs— 
merkmale einerſeits, andererſeits aber unter Beruͤckſichtigung ihrer geſammten 
agen und der durch dieſe bedingten beſonderen Leiſtungsfaͤhigkeit einzu— 

tzen ſind. 

Die niedrigſte Cerfte) Hauptklaſſe umfaßt im Allgemeinen diejenigen 
Grundbeſitzer und Gewerbetreibenden, welche nach dem Umfange und der Bes 
ſchaffenheit ihres Beſitzthums oder Gewerbes durch das hierdurch ewaͤhrte 
Einkommen nicht ſelbſiſtaͤndig beſtehen konnen und ſich daher noch Nebenver⸗ 
dienſt, namentlich durch Tagelohn oder dieſem ahnliche Lohnarbeit ſuchen muͤſ⸗ 
ſen; außerdem die gewoͤhnlichen Lohnarbeiter, die Handwerksgeſellen, das ge: 
wohnliche Geſinde und die Tagelöhner, * 

(Nr. 881.) 27 * Zur 


“ — 16 — 

Zur zweiten Hauptklaſſe gehören diejenigen kleineren Grundeigenthuͤmer 
und Gewerbetreibenden, welche von dem aus ihrem Beſitzthume oder Gewerbe 
ihnen zufließenden Ertrag ſchon felbfiftändig zu beſtehen im Stande find; die 
ihnen in ihren Geſammt-Verhaͤltniſſen gleichſtehenden Grundſtuͤcks-Paͤchter; die 
in fremdem Lohn und Brot ſtehenden Perſonen, welche nach der Art ihrer 
Dienſte und der dafuͤr gewährten Belohnung nicht als Tageloͤhner oder Geſinde 
angeſehen werden koͤnnen; endlich diejenigen Staats- und Gemeinde-Beamten, 
Aerzte, Notarien u. ſ. w., von denen nach ihrem Einkommen und ihren ſonſtigen 
Verhaͤltniſſen angenommen werden darf, daß fie den oben gedachten Steuer— 
pflichtigen hinſichtlich ihrer Leiſtungsfaͤhigkeit ungefaͤhr gleichſtehen. 


Die dritte Hauptklaſſe endlich umfaßt diejenigen, welche zwar im Wer: 
gleich zu den der zweiten Hauptklaſſe Angehoͤrigen auf einer hoͤheren Stufe der 
Wohlhabenheit ſich befinden, deren Geſammt-Einkommen jedoch noch immer 
mehr oder weniger hinter demjenigen Betrage zuruͤckbleibt, welcher ihre Heran— 
ziehung zur klaſſifizirten Einkommenſteuer bedingen wuͤrde. 


g. 8. 


a) Die Hebung geſchieht in der Regel nach Haushaltungen; 

5) zur Haushaltung gehoͤrt der Hausherr, oder, wenn Frauen ſelbſtſtaͤndig 
eine Wirthſchaft fuͤhren, die Hausfrau mit ihren Angehoͤrigen, denen ſie 
Wohnung und Unterhalt geben; i 

c) Perſonen, die mit Gehalt oder Lohn zu Dienftleiftungen angenommen 
find, ſowie Koſtgaͤnger werden nicht zu den Angehörigen einer Haus: 
haltung gezaͤhlt; 

d) Steuerpflichtige, welche weder einer beſteuerten Haushaltung angehören, 


noch eine eigene Haushaltung fuͤhren, zahlen den vollen Steuerſatz ihrer 
Steuerſtufe. a 


N §. ya? oe g g an aa 
Die Steuer betraͤgt monatlich: 
a) in der erſten Hauptklaſſe, und zwar: 
1) in der erſten Stufe: 
in der Unterſtufe a. 1 Sgr. 3 Pf. 
fuͤr jede ſteuerpflichtige Perſon, jedoch mit der Maaßgabe, daß in 
dieſer Stufe aus derſelben Haushaltung niemals mehr als zwei 
Perſonen zur Steuer herangezogen werden duͤrfen; 


in der Unterſtufe b., zu welcher jedoch nur Einzelnſteuernde 
veranlagt werden duͤrfen, 2 Sgr. 6 Pf. 


2) in der we Stufe 5 Sgr. — Pf. 
e 7 Swan le 
b) in 
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b) in der zweiten Hauptklaſſe, und zwar: 


4) in der vierten Stufe 10 Sgr. — Pf. 
5) = = fünften er 12 ũ6 - 
6) = = ſechsten⸗ 15 - 
Da ſiebenten 20 
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c) in der dritten Hauptklaſſe, und zwar: 
9) in der neunten Stufe 1 Rthlr. — Sgr. 
RX : zehnten 1 10 


. 


175 eilften l 0 
12 =: zwölften = 2 = z 
für die Haushaltung wie für den Einzelnſteuernden. 
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a) Die Einſchaͤtzung in die F. 9. bezeichneten Stufen nach den im H. 7. 
vorgezeichneten 9 8 Merkmalen geſchieht von einer Kommiſſion, 
welche aus dem Gemeindevorſtande und Mitgliedern, die von der Ge⸗ 
meindevertretung gewaͤhlt ſind, beſteht, unter Aufſicht der Landraͤthe, 
denen auch die Vorreviſion obliegt. Die Feſtſtellung der Steuerbetraͤge 
erfolgt durch die Bezirksregierung; N 

b) von den Gemeindevorſtaͤnden werden unter der Leitung der Landraͤthe 
auch die Jahresrollen und die Ab- und Zugangsliſten aufgeſtellt; 

c) die Erhebung geſchieht durch die geordneten Steuerempfaͤnger; 

d) die Formen der Geſchaͤftsfuͤhrung werden nach Verſchiedenheit der oͤrt— 
lichen Verhaͤltniſſe durch beſondere Inſtruktionen vorgezeichnet. 

Die vorſchriftsmaͤßige Veranlagung und Einziehung der Steuern 
haben die Bezirksregierungen zu leiten und zu überwachen, - 


H. 11. 


Diejenigen, welche wegen Verlegung ihres Wohnſitzes aus einer mahl— 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Stadt oder aus dem Auslande in einen klaſſen⸗ 
ſteuerpflichtigen Ort oder aus anderen Gruͤnden ſteuerpflichtig werden, haben 
die Klaſſenſteuer von dem naͤchſten auf den Eintritt der Steuerpflichtigkeit 
folgenden Monate ab zu entrichten. Der Gemeindevorſtand hat in dieſen 
Faͤllen vorläufig den Satz zu beſtimmen, nach welchem die Klaſſenſteuer ent⸗ 
richtet werden muß und welcher demnaͤchſt von der Bezirksregierung definitiv 
feſtgeſetzt wird. 


Ebenſo ſind die wegen Vollendung des ſechszigſten Lebensjahres, wegen 
Verlegung ihres Wohnſitzes in eine mahl- und ſchlachtſteuerpflichtige Stadt 
oder in das Ausland oder aus anderen Gruͤnden gefeetich von der Klaſſen⸗ 
ſteuer zu befreienden Perſonen von dem Monate ab von der Steuer frei zu 
laſſen, welcher auf den Eintritt des die Steuerbefreiung veranlaſſenden Grun— 
des zunächſt folgt. 5 

r. 3881.) Bei 
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Bei Umzuͤgen aus einem klaſſenſteuerpflichtigen Orte in einen anderen 
iſt die Klaſſenſteuer fuͤr den Monat, in welchem der Umzug erfolgt, noch an 
dem bisherigen Wohnorte des Verziehenden zu entrichten. ö 
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a) Jeder Eigenthuͤmer eines bewohnten Grundſtuͤcks oder deſſen Stellver⸗ 
treter haftet der Behoͤrde, welche das Verzeichniß der ſteuerpflichtigen 
Saite en und Einzelnſteuernden aufnimmt, fuͤr die richtige Angabe 
derſelben; 

b) jedes Familienhaupt iſt für die richtige Angabe feiner Angehörigen und 
worin feinem Hausſtande gehörigen ſteuerpflichtigen Perſonen verant— 
wortlich; 

c) jede bei der Aufnahme des Verzeichniſſes oder auf ſonſtige desfallſige 
Anfrage der Steuerbehoͤrde im Laufe des Jahres unterlaſſene Er e 
einer ſteuerpflchtigen Perſon ſoll, außer der Nachzahlung der ruͤckſtaͤndi— 
gen Steuer, mit einer Geldbuße bis zum vierfachen Yahresbetrage der: 
felben belegt werden; ö 

d) die Unterſuchung gegen diejenigen, welche ſich einer Uebertretung dieſer 
Beſtimmungen ſchuldig machen, gebuͤhrt dem Gericht, inſofern der Steuer: 
pflichtige nicht binnen einer von der Behoͤrde zu beſtimmenden Friſt die 
Zahlung der verkuͤrzten Steuer, des von derſelben feſtgeſetzten Strafbe— 
trages, ſowie der durch das Verfahren gegen ihn entſtandenen Koſten, 
freiwillig leiſtet. 
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a) Die Bekanntmachung der Steuerrollen erfolgt das erſte Mal in einer 
angemeſſenen Friſt nach Verkuͤndigung dieſes Geſetzes, weiterhin mit dem 
Anfange jedes Jahres; 

b) ſobald die Bekanntmachung geſchehen iſt, muß der Steuerpflichtige in den 
erſten acht Tagen jedes Monats ſeinen Beitrag voraus entrichten. Es 
haͤngt von ihm ab, denſelben auch fuͤr einen laͤngeren Zeitraum bis zum 
ganzen Jahresbetrage zu bezahlen; 

c) die Saͤumigen werden von dem Steuerempfaͤnger aufgefordert, die Zah⸗ 
— binnen drei Tagen zu leiſten, nach deren fruchtloſem Ablauf mit der 
exekutiviſchen Beitreibung verfahren wird; 

d) ſpaͤteſtens fuͤnf Tage vor dem Ablauf jedes Monats muß die eingehobene 
Steuer nebſt der Nachweiſung der etwa unvermeidlichen Ausfaͤlle und 
der Reſte an die zum weiteren Empfange beſtimmte Kaſſe abgeliefert ſein. 
Die Feſtſtellung beſtimmter Zahlungstage fuͤr die verſchiedenen Steuer— 
Empfaͤnger innerhalb dieſer Friſt iſt hierdurch nicht ausgeſchloſſen; 

e) der Steuerempfaͤnger iſt für diejenigen Steuern ſelbſt verantwortlich, bei 
denen er den wirklichen Ausfall oder die fruchtlos verhaͤngte Exekution 
nicht ſofort nachweiſen kann, und muß ſolche vorſchußweiſe zur Kaſſe 
entrichten. 

$. 14. 
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§. 14. 3107 7 Say a d Joa. 4 


a) Reklamationen gegen die Klaſſenſteuer⸗Veranlagung muͤſſen binnen einer 
Praͤkluſiofriſt von drei Monaten nach der im $. 13. zu a. vorgeſchriebe⸗ 
nen Bekanntmachung der Steuerrolle, oder bei Veranlagungen im Laufe 
des Jahres, nach erfolgter Benachrichtigung des Steuerpflichtigen von 
dem Steuerbetrage bei dem Landrath eingegeben werden. 

b) Die Zahlung der veranlagten Steuer darf durch die Reklamation nicht 
aufgehalten werden, muß vielmehr mit Vorbehalt der ſpaͤteren Erftat- 
u des etwa zu viel Bezahlten zu den beſtimmten Terminen (F. 13. 
zu b.) erfolgen. i 

c) Ueber die angebrachten Reklamationen entſcheidet, nach daruͤber eingehol⸗ 
tem Gutachten einer von der Kreisvertretung zu waͤhlenden Kommiſſion, 
die Regierung. Dieſe Entſcheidung muß, wenn dem Gutachten der 
Kreisvertretung nicht beigetreten wird, durch Plenarbeſchluß erfolgen. 

d) Gegen die Entſcheidung der Regierung ſteht dem Reklamanten der in 
einer Praͤkluſivfriſt von ſechs Wochen nach dem Empfange der erſteren 
bei dem Landrath einzugebende Rekurs an das Finanzminiſterium offen. 

e) Die Beſtimmungen des Geſetzes uͤber die Verjaͤhrungsfriſten bei oͤffent⸗ 
lichen Abgaben vom 18. Juni 1840. finden, ſoweit nicht das gegenwaͤr⸗ 
tige Geſetz etwas Anderes beſtimmt, auch auf die neue Klaſſenſteuer An⸗ 
wendung. f 


H. 13. 


Hinſichtlich der oͤrtlichen Erhebung der Steuer verbleibt es bei den be— 
ſtehenden Beſtimmungen. 

Die fuͤr die Erhebung zu bewilligenden Gebuͤhren, aus welchen auch alle 
Nebenkoſten der Veranlagung fuͤr Papier, Druckformulare u. a. m. zu be⸗ 
5 duͤrfen den Betrag von vier Prozent der eingezogenen Steuer nicht 
uberſteigen. 


Zweiter Abſchnitt. 


Vorſchriften für die Veranlagung und Erhebung der klaſſifizir— 
ten Einkommenſteuer. 


$. 16. 


‚ Der Haffifizirten Einkommenſteuer find mit Ausnahme der Mitglieder des 
Königlichen Hauſes und der beiden Hohenzollernſchen Fuͤrſtenhaͤuſer alle Ein⸗ 
wohner des Staats, ſowie die im Auslande ſich aufhaltenden Staats-Angehd- 
er unterworfen, welche felbftftändig, beziehungsweiſe unter ER des 
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etwaigen beſonderen Einkommens der zu ihrem e e Familien⸗ 
thlr 


glieder, ein jährliches Einkommen von mehr als 1000 R 
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Wegen des Einkommens aus ihrem, im Auslande belegenen Grund⸗ 
eigenthum find Preußiſche Staats-Angehoͤrige von der klaſſifizirten Einkommen⸗ 
ſteuer freizulaſſen, wenn ſie den Nachweis fuͤhren, daß ſie wegen jenes Grund— 
eigenthums im Auslande einer gleichartigen Beſteuerung unterliegen. 


n. beziehen. 
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Auch Ausländer, welche im Inlande Grundeigenthum beſitzen, find, ſo— 
fern die Geſammtheit deſſelben ein Einkommen von mehr als 1000 Nthlrn. ge⸗ 
waͤhrt, in Anſehung des letzteren zur Entrichtung der klaſſifizirten Einkommen⸗ 
ſteuer verpflichtet. Daſſelbe gilt von Ausländern, welche im Inlande gewerb— 
liche oder Handels-Anlagen beſitzen oder Theilnehmer an ſolchen find. 

Andere Auslaͤnder ſind dieſer Steuer nur dann unterworfen, wenn ſie 
ja 75 Erwerbes wegen oder laͤnger als Ein Jahr im Preußiſchen Staate 
aufhalten. 


$. 19. 


Die Veranlagung der klaſſifizirten Einkommenſteuer erfolgt lediglich nach 
Maaßgabe des Geſammt-Einkommens, welches dem Steuerpflichtigen aus Grund— 
eigenthum, aus Kapital-Vermoͤgen oder aus Rechten auf periodiſche Hebungen 
oder auf Vortheile irgend welcher Art, aus dem Ertrage eines Gewerbes 
oder irgend einer Art gewinnbringender Beſchaͤftigung zufließt. Nach dieſem 
Einkommen wird jeder Steuerpflichtige zu einer der im H. 20. bezeichneten 
Steuerſtufen dergeſtalt eingeſchaͤtzt, daß der Jahresbetrag feiner Steuer drei 
Prozent ſeines Einkommens nicht uͤberſteigt. 


H. 20. 2 ur. e Bu g. . hs 


Die Steuer betraͤgt monatlich: 


bar un GC. A. . we, 


B 
war, dbny HU e 


| 
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in der 12. Steuerſtufe 15 Rthlr. — Sgr. ec Fra 
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$. 21. 


Behufs der Einſchaͤtzung zur klaſſiſtzirten Einkommenſteuer wird alljähr- 
lich für jeden landräthlichen Kreis, ſowie für jede zu einem Kreisverbande 
nicht gehörige Stadt unter dem Vorſitz des Landraths oder eines beſonderen, 
von der Bezirksregierung zu ernennenden Kommiſſars eine Kommiſſion ge⸗ 
bildet, deren Mitglieder von der Kreis- beziehungsweiſe Gemeinde⸗Vertretung 
gu einem Drittheil aus Mitgliedern derſelben, zu zwei Drittheilen aber aus 
en einkommenſteuerpflichtigen Einwohnern des Kreiſes oder der Stadt ge— 
wählt werden. 


Bei der Wahl der letzteren iſt darauf zu ſehen, daß die verſchiedenen in 
dem Kreiſe oder in der Stadt vorhandenen Arten des Einkommens (aus 
— — Kapitalbeſitz und Gewerbebetrieb) moͤglichſt gleichmäßig ver⸗ 
reten werden. 


Die Wahl darf nur aus Gruͤnden, welche zur Ablehnung einer Vor⸗ 
mundſchaft berechtigen, oder in dem Falle abgelehnt werden, wenn der Ge⸗ 
wählte bereits drei 
miſſion geweſen iſt. 


Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion wird fuͤr die einzelnen Kreiſe 
und Städte mit Ruͤckſicht auf deren Größe und auf die Einkommens-Verhaͤlt⸗ 
niſſe ihrer Einwohner von der Bezirksregierung beſtimmt. 

f Der letzteren ſteht auch die Befugniß Bu innerhalb deſſelben landräth⸗ 
lichen Kreiſes für einzelne größere ſtaͤdtiſche oder Ländliche Gemeinden die Bil⸗ 
dung beſonderer Einſchaͤtzungs-Kommiſſionen, nach den in Vorſtehendem gege- 
Jahrgang 1851. (Nr. 3381.) 28 benen 


Jahre hinter einander Mitglied der Einſchaͤtzungs-Kom⸗ 


a 


benen Beſtimmungen anzuordnen. In großen Städten koͤnnen mehrere Unter: 
Kommiſſionen gebildet werden. 


§. 22. 


Der Vorſitzende der Einſchaͤtzungs-Kommiſſion, welcher zugleich die 
Intereſſen des Staates zu vertreten hat, leitet innerhalb des Kreiſes oder des 
kleineren Bezirks, für welchen die Kommiſſion errichtet iſt, das Veranlagungs⸗ 
Geſchaͤft, und iſt beſonders dafuͤr verantwortlich, daß das letztere uͤberall nach 
8 in dem gegenwartigen Geſetze aufgeſtellten Grundſaͤtzen zur Ausführung 
gelange. n 


Er hat vor Allem die Aufnahme einer vollftändigen Nachweiſung aller 
derjenigen Einwohner und der im Auslande ſich aufhaltenden Grundbeſitzer 
feines Einſchaͤtzungs-Bezirks zu bewirken, welche auf Grund der Klaſſenſteuer⸗ 
8 9 ſonſt vorhandenen Nachrichten für einkommenſteuerpflichtig zu erach⸗ 
ten ſind. 

Zugleich hat der Vorſitzende über die Beſitz,, Vermoͤgens⸗, Erwerbs⸗ 
und ſonſtigen Einkommens-Verhaͤltniſſe der Steuerpflichtigen, ſoweit dies ohne 
tieferes Eindringen in die erfteren geſchehen kann, moͤglichſt vollſtaͤndige Nach⸗ 
richten einzuziehen; uberhaupt alle Merkmale, welche ein Urtheil über das in 
Anſatz zu bringende Einkommen naͤher zu begruͤnden vermoͤgen, zu ſammeln. 

Bei der Aufnahme der Nachweiſung der eech ſowohl, als 
zur Beſchaffung der erforderlichen Nachrichten uͤber deren N und 
Einkommens⸗Verhaͤltniſſe hat ſich der Vorſitzende der Einſchaͤtzungs-Kommiſſion 
nach feinem Ermeſſen der Mitwirkung der Gemeinde-Vorſtaͤnde, welche allen 
ſeinen Aufforderungen Folge zu leiſten ſchuldig ſind, zu bedienen. 


Die Ergebniffe der von ihm eingezogenen Nachrichten überträgt er in 
die Einkommens⸗Nachweiſung ſeines Bezirks und bezeichnet dann in der dazu 
beſtimmten Spalte dieſer Nachweiſung gutachtlich für jeden Steuerpflichtigen 
diejenige Steuerſtufe, in welche derſelbe nach dem ihm beizumeſſenden Geſammt⸗ 
Einkommen einzuſchaͤtzen fein dürfte. Hierbei find die in den HH. 28 — 30. vor⸗ 
geſchriebenen Abſchätzungs⸗Grundſaͤtze zur Anwendung zu bringen. | 

Der Vorſitzende hat außerdem noch die zur Beſchlußnahme der Ein: 
e re deren Zuſammenberufung von ihm ausgeht, erforder: 
lichen Vorbereitungen zu treffen und die Beſchluͤſſe der er foweit er felbft 
nicht dagegen die Berufung an die Bezirks-Kommiſſion (F. 23.) einzulegen ſich 
veranlaßt findet, zur Ausfuͤhrung zu bringen. 


U 


§. 23. 


Die Einſchaͤtzungs-Kommiſſion unterwirft die von ihrem Vorſitzenden 
aufgeſtellte Einkommens⸗Nachweiſung unter Benutzung aller ihr zu Gebote 
ſtehenden Huͤlfsmittel einer genauen Prüfung. Dabei iſt zwar ebenfalls (F. 22.) 
jedes laͤſtige Eindringen in die Vermögens: und Einkommens⸗Verhaͤltniſſe der 

ein⸗ 


> We 


einzelnen Steuerpflichtigen zu vermeiden; jedoch hat die Kommiſſion das Recht, 
wenn ſie zur Erlangung einer naͤheren Kenntniß von den Einkommens-Ver⸗ 
haͤltniſſen eines Steuerpflichtigen es fuͤr noͤthig erachtet, von den Verhandlun⸗ 
gh der freiwilligen Gerichtsbarkeit und den Hypothekenbuͤchern Einſicht zu 
nehmen. 


Nachdem die Prüfung vollzogen iſt, hat die Kommiſſion nach den ſtatt⸗ 

e Ermittelungen oder anderweit bekannten Verhältniffen des einzelnen 

en die Steuerſtufe feſtzuſtellen, in welche derſelbe zu veranla⸗ 
gen iſt. 5 


Jedem Steuerpflichtige iſt die erfolgte Feftftellung der Steuerſtufe, in 
welche er eingeſchaͤtzt worden iſt, mit dem Bemage der von ihm zu entrichten⸗ 
den Steuer durch eine verſchloſſene Zuſchrift unter dem Eroͤffnen bekannt zu 
machen, daß ihm dagegen die bei dem Vorſitzenden der Einſchätzungs-Kom⸗ 
miſſion einzureichende Reklamation an die Bezirks⸗Kommiſſion ($. 24.) binnen 
drei Monaten praͤkluſiviſcher Friſt offen ſtehe. Innerhalb der erſten ſechs 
Wochen dieſer Friſt ſteht es dem Steuerpflichtigen auch frei, nach ſeiner Wahl, 
entweder durch ſchriftliche oder mündliche Verhandlungen, perfönlich oder durch 
Vermittelung von hoͤchſtens zwei Vertrauensmaͤnnern, oder durch andere Be⸗ 
weismittel der Kommiſſion die erforderliche Ueberzeugung Jon der vorgeblichen 
Ueberbuͤrdung durch die erfolgte Abſchaͤtzung zu verſchaffen, um ſolchergeſtalt 
von derſelben eine berichtigte Steuerveranlagung zu erwirken. 


Die Beſchluͤſſe der Kommiſſion werden nach einfacher Stimmenmehrheit 
gefaßt. Dem Vorſitzenden ſteht ein Stimmrecht nur im Falle einer Stimmen⸗ 
gleichheit der übrigen Kommiſſions-Mitglieder zu, und giebt dieſenfalls feine 
Stimme den Ausſchlag. 


Gegen die Beſchluͤſſe der Einſchaͤtzungs-Kommiſſion iſt der Vorſitzende 
berechtigt, die Berufung an die Bezirks⸗Kommiſſion einzulegen, bis zu deren 
Entſcheidung der Steuerpflichtige, vorbehaltlich der Nachzahlung, nur den von 
der Kommiſſion feſtgeſetzten Steuerſatz zu entrichten hat. 


Die Ausfertigungen und Entſcheidungen der Kommiſſion ſind von dem 
Vorſitzenden und mindeſtens zwei Mitgliedern zu vollziehen. 


F. 24. , e, e i g, Pe 7 


uͤr jeden Regierungsbezirk, beziehungsweiſe für die Haupt- und Reſidenz⸗ 

ſtadt Weil wird ler dem Vorſitz eines von dem Finanzminiſter zu 1 5 — 
nenden Regierungs⸗Kommiſſars eine Bezirks-Kommiſſton gebildet, welche in 
demſelben Verhaͤltniß, wie die Einſchaͤtzungs-Kommiſſionen, aus im Bezirke 
wohnenden Mitgliedern der Provinzial⸗Vertretung und aus Einkommenſteuer⸗ 
180 en des Bezirks zuſammenzuſetzen und von der Provinzial-Vertretung 
waͤhlen iſt. ; 


Die Zahl der Mitglieder dieſer Kommiſſion wird für jeden Bezirk mit 
Ruͤckſicht auf ſeine Größe und auf die Einkommens- Verbälniffe ſeiner Ein⸗ 
Qi. 88610 28 woh⸗ 
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wohner von dem Finanzminiſter beſtimmt. Auch bei dieſer Kommiſſion iſt dar⸗ 
auf zu achten, daß die verſchiedenen Arten des Einkommens moͤglichſt gleich⸗ 
maͤßig darin vertreten werden. In Bezug auf die Zulaͤſſigkeit der Ablehnung 
der Wahl gilt die im F. 21. getroffene Beſtimmung. 


H. W. 


Der Vorſitzende der Bezirks-Kommiſſion iſt in Bezug auf die richtige 
Feſtſtellung der Steuer der Vertreter der Staats-Intereſſen fuͤr ſeinen Bezirk. 
Ihm liegt die obere Leitung des geſammten Veranlagungsgeſchaͤfts im Bezirk 
ob. Er hat die gleichmäßige Anwendung der Veranlagungsgrundſaͤtze zu 
überwachen, die Geſchaͤftsfuͤhrung der Vorſitzenden der Einſchaͤtzungs-Kommiſ⸗ 
ſionen zu beaufſichtigen und fuͤr die rechtzeitige Vollendung des Veranlagungs⸗ 
Geſchaͤfts zu ſorgen. An ihn gelangen alle Beſchwerden und Reklamationen, 
ſowie die Berufungen der Vorſitzenden der Einſchaͤtzungs-Kommiſſionen gegen 
die Entſcheidungen der letzteren. Er hat die Bezirks-Kommiſſion zuſammen⸗ 
zuberufen und deren Beſchluͤſſe zur Ausfuͤhrung zu bringen. 


H. 26. 


Die Bezirks-Kommiſſion entſcheidet uͤber alle gegen das Verfahren und 
die Entſcheidungen der Einſchaͤtzungs-Kommiſſionen angebrachten Beſchwerden 
und Reklamationen, ſo wie uͤber die von den Vorſitzenden der Einſchaͤtzungs— 
Kommiſſionen eingelegten Berufungen. Bei Eroͤrterung der zuletzt gedachten 
Berufungen ſtehen den Bezirks-Kommiſſionen dieſelben Befugniſſe wie den Eins 
ſchaͤtzungs-Kommiſſionen zu. 


Behufs Prüfung der von den Steuerpflichtigen angebrachten Reklama⸗ 
tionen hat die Bezirks-Kommiſſion zuvoͤrderſt ebenfalls auf dem $. 23. nach 
gelaſſenen milderen Wege den Verſuch zu machen, die Wahrheit zu ergruͤnden, 
demnaͤchſt aber die Befugniß, eine genaue Feſtſtellung der Vermoͤgens- und 
Einkommens⸗Verhaͤltniſſe des Reklamanten zu veranlaſſen und zu dieſem Be— 
huf das Recht, Zeugen, aͤußerſten Falles eidlich durch das betreffende Gericht, 
vernehmen zu laſſen, dem Reklamanten beſtimmte Fragen über feine Vermoͤ⸗ 
gens- und Einkommens-Verhaͤltniſſe vorzulegen, beziehungsweiſe ihn aufzufor⸗ 
dern, die in feinem Beſitze befindlichen Urkunden, Pachtkontrakte, Schuldver- 
ſchreibungen, Handlungsbucher u. ſ. w. zur Einſicht vorzulegen. Wenn bin⸗ 
nen der zu beſtimmenden Friſt die erforderte Auskunft nicht ertheilt wird oder 
die betreffenden Urkunden u. ſ. w. nicht vorgelegt werden, ſo wird — was dem 
Reklamanten jedesmal bei der Aufforderung zu eröffnen iſt — angenommen, 
daß er die angebrachte Reklamation zu begruͤnden außer Stande ſei, und die 
letztere zuruͤckgewieſen. Auch iſt die Bezirks-Kommiſſion, wenn es an anderen 
Mitteln, die Wahrheit zu ergruͤnden, fehlt, berechtigt, den Reklamanten zur 
Erklaͤrung an Eidesſtatt uͤber die in Betreff ſeines Einkommens von ihm ſelbſt 

emachten — — Sie hat fuͤr einen ſolchen Fall in einer 
aruͤber zu erlaſſenden Entſcheidung die eidesſtattliche Erklaͤrung wörtlich vor- 
1 4 zu⸗ 


„ 


zuſchreiben, auch die mindeſtens achttaͤgige Friſt zu beſtimmen, nach deren Ab⸗ 
lauf dieſe Erklaͤrung abzugeben iſt, widrigenfalls die angebrachte Reklamation 
als unbegruͤndet zuruͤckzuweiſen ſein wuͤrde. 
Gegen die Entſcheidungen der Bezirks-Kommiſſion findet ein Rekurs 
nicht ſtatt. 
Dieſelbe hat außerdem die von den Einſchaͤtzungs⸗Kommiſſionen fefiges 
ſtellten Veranlagungs-Nachweiſungen ſorgfaͤltig zu pruͤfen und ihre Erinnerun⸗ 
en dagegen zu ziehen, welche bei der Veranlagung der Steuer des folgenden 
Jahres beachtet werden müffen. | 
In Betreff der Faſſung und Ausfertigung ihrer Beſchluͤſſe gelten die für 
die Einſchaͤtzungs⸗Kommiſſion gegebenen Beſtimmungen. 


§. 27. 


Bei der genauen Feſtſtellung der Vermögens: und Einkommens⸗Verhält⸗ 
niſſe eines Steuerpflichtigen, behufs Entſcheidung uͤber die von demſelben erho⸗ 
bene Reklamation, ſind fuͤr die verſchiedenen Arten des Einkommens nachfol⸗ 
gende (§§. 28., 29. und 30.) leitende Grundſaͤtze zu beachten. 


$. 28. 


; Das Einkommen aus Grundvermögen umfaßt die Erträge ſaͤmmtlicher 
Liegenheiten, welche dem Steuerpflichfigen eigenthuͤmlich gehören, oder aus 
3 05 ihm in Folge von Berechtigungen irgend welcher Art ein Einkommen 
zufließt. 

Von Grundſtuͤcken, welche verpachtet oder vermiethet find, iſt der jeweilige 
Pacht⸗ oder Miethzins, einerſeits unter Hinzurechnung etwaiger Natural- oder 
ſonſtiger Nebenleiſtungen, ſowie der dem Verpaͤchter etwa vorbehaltenen Nutzun⸗ 

en, andererſeits unter Abrechnung der dem Verpaͤchter verbliebenen Laſten, als 

inkommen zu berechnen. 


Bei Berechnung des Einkommens aus nicht verpachteten Beſitzungen it 
der im Durchſchnitt der drei letzten Jahre durch die eigene Bewirthſchaftung 
erzielte Reinertrag zum Grunde zu legen. 


Laͤndliche Fabrikationszweige (Branntweinbrennereien, Brauereien, Muͤh⸗ 
len, Ziegeleien und andere mehr) find, ſoweit fie nicht bei der Ertragsermitte⸗ 
lung des Hauptguts, zu welchem fie gehören, ſchon beruͤckſichtigt worden, ebenſo 
wie Stein», Schiefer⸗, Kalk- oder Kreidebruͤche, ferner Gruben⸗ oder Huͤtten⸗ 
werke, nach dem durchſchnittlichen Reinertrage der letzten drei Jahre zur Be— 
rechnung zu ziehen. 

Fuͤr nicht vermiethete, ſondern von dem Eigenthuͤmer ſelbſt bewohnte oder 
Ant win Gebäude ift das Einkommen nach den ortsuͤblichen Miethspreiſen 

emeſſen. 


Ov, 3881.) Die 


Die auf dem Grundbeſitz ruhenden Laſten und Steuern, ingleichen die 
Zinſen fuͤr hypothekariſch eingetragene und andere Schulden werden in Abzug 
gebracht, Wen jedoch auf Erfordern, und zwar die Schulden unter Angabe 
des Namens und Wohnortes des Glaͤubigers, ſowie des Datums der Schuld— 
urkunde, ſpeziell nachgewieſen werden. 


H. 29. 


Das Einkommen aus dem Kapitalvermoͤgen beſteht in den Zinſen aller 
Forderungen, welche dem Steuerpflichtigen gegen Privatſchuldner oder gegen 
den Staat oder die Geldinſtitute des Staats, gegen oͤffentliche Geſellſchaften 
oder Aktienunternehmungen, gegen auswärtige Staaten u. ſ. w. zuſtehen. Auch 

ehoͤren hierher alle Einnahmen in Geld, Naturalien oder ag: geldwerthen 
Vortheilen, welche Jemandem aus Leibrenten oder ähnlichen Verträgen oder 
Verſchreibungen zufließen. 


Die zugeſicherten Jahreszinſen oder Renten bilden ſowohl bei dem in 
Öffentlichen Papieren als bei dem in Privatforderungen beſtehenden Kapital⸗ 
Vermoͤgen das zu beſteuernde Einkommen. 


Gehen dieſe Zinſen oder Renten nicht regelmaͤßig unverkuͤrzt ein, oder 
unterliegen ſie, wie bei Dividenden aus Aktienunternehmungen, jährlichen Schwan⸗ 
kungen, fo iſt der für das vorhergegangene Jahr gezahlte Betrag in Anſatz zu 
bringen. Hinſichtlich der von dieſem Einkommen abzuziehenden Zinſen etwaiger 
Schulden gilt die am Schluſſe des $. 28. egebene Beſtimmung. Forderungen 
und Schulden, welche im kaufmaͤnniſchen Vatkehr und uͤberhaupt im Verkehr 
unter Gewerbetreibenden beſtehen, werden bei Feſtſtellung des im H. 30. behan⸗ 
delten Einkommens beruͤckſichtigt und ſind daher hier außer Acht zu laſſen. 


N §. 30. 


Hinſichtlich der dritten Art des Einkommens, welches aus Handel, Ge— 
werbe, Pachtungen oder irgend einer Art gewinnbringender Beſchaͤftigung — 
z. B. als Staats- oder Gemeindebeamter, als Arzt, Advokat, Schriftſteller 
u. ſ. w. — fließt und zugleich die Penſionen und artegelder, uͤberhaupt die— 
jenigen fortlaufenden Einnahmen, welche nicht als die Jahresrente eines un—⸗ 
beweglichen oder beweglichen Vermögens zu betrachten find, umfaßt, iſt Fol⸗ 
gendes zu beachten: 0 


Der Gewinn aus Handel, Gewerbe, Pachtungen u. ſ. w. iſt nach dem 
Durchſchnitt der drei letzten Jahre, ſofern das Geſchaͤft oder die Pacht ſchon 
ſo lange gedauert hat, zu berechnen. Als Ausgaben duͤrfen dabei, außer der 
üblichen Abſetzung fir jährliche Abnutzung von Gebäuden und Utenſilien, nur 
ſolche in zig" gebracht werden, welche behufs der Fortfuͤhrung des Handels 
oder Gewerbebetriebes u. ſ. w. in dem bisherigen Umfange gemacht worden 
ſind, mithin nicht ſolche Ausgaben, welche ſich auf die Beſtreitung des Haus⸗ 
halts des Steuerpflichtigen und des Unterhalts ſeiner Angehoͤrigen beziehen, oder 

welche 


a mu 
welche in einer Kapitalanlage zur Erweiterung des Geſchaͤfts oder zu Verbeſ—⸗ 
ſerungen aller Art beſtehen. 


ziehen. Die auf Grund einer geſetzlichen Verpflichtung zu leiſtenden Penſions⸗ 


und Wittwenkaſſen⸗Beitraͤge muͤſſen von den Beſoldungen oder Penſionen in 


Abzug gebracht werden. 


Dienſtwohnungen und Dienftländereien, für welche nicht ſchon ein Abzug 
an der Beſoldung ſtattfindet, find dabei nach den ortsuͤblichen Mieths⸗, bezie⸗ 
hungsweiſe Pachtpreiſen in Anſatz zu bringen. 


Enthaͤlt das Dienſteinkommen jedoch zugleich die Entſchaͤdigung für den 


Dienſtaufwand, ſo iſt der dafuͤr zu berechnende Betrag außer Anſatz zu laſſen. 


Hinſichtlich der in Abzug zu bringenden Zinſen von Privatſchulden gilt 
die im §. 28. am Schluß gegebene Beſtimmung. 


H. 31. 


Die oberſte Leitung des geſammten Veranlagungsgeſchaͤfts im Staate 
Poabrt dem Finanzminiſter, welcher zugleich uͤber die gegen das Verfahren der 
Bezirks⸗Kommiſſionen und der Vorſitzenden derſelben angebrachten Beſchwerden 
zu entſcheiden hat. 


§. 32. 
Die bei dem Einſchaͤtzungsgeſchaͤft betheiligten Vorſitzenden der Kommiſ⸗ 


ſionen und ſonſtigen Beamten ſind kraft des von ihnen geleiſteten Amtseides 
zur Geheimhaltung der Vermoͤgens- und Einkommens⸗Verhaͤltniſſe, welche bei 
dieſem Geſchaͤft zu ihrer Kenntniß gelangen, verpflichtet. Die Mitglieder der 
Kommiſſionen haben dieſe Geheimhaltung dem Vorſttzenden mittelft Handſchlags 
an Eidesſtatt zu geloben. | 


§. 33. 


. Wer bei der Erörterung einer von ihm erhobenen Reklamation auf die 
dieſerhalb an ihn ergangene beſondere Aufforderung wiſſentlich einen Theil fei- 
nes Einkommens verſchwiegen oder zu gering angegeben hat, verfaͤllt in eine 
Strafe zur Höhe des vierfachen Jahresbetrages der Steuer, um welche der 
Staat verkürzt worden ift oder verkürzt werden follte, 


Die Entſcheidung hierüber gebührt dem Gericht, inſofern der Steuer⸗ 
pflichtige ſich nicht fre — zur Bezahlung der verkuͤrzten Steuer, des vier: 
fachen Jahresbetrages derſelben und der durch das Verfahren egen ihn ent⸗ 

andenen Koſten bereit erklart. Eine ſolche in verbindlicher Komm vor dem 
Landrathe oder dem Gemein evorftande abgegebene Erklarung hat im Nicht: 
zahlungsfalle die Wirkung eines gerichtlichen Erkenntniſſes. 

Gov. 2380 H. 34, 


* 


Feſtſtehende Einnahmen find mit dem vollen Betrage zur Berechnung zu 


— 


SE - 


$. 34, 


Die Koſten der Steuer⸗Veranlagung fallen der Staatskaſſe zur Laſt. 
Ausnahmsweiſe ſind jedoch diejenigen Koſten, welche durch die naͤhere Feſt⸗ 
ſtellung des Einkommens eines Steuerpflichtigen bei Gelegenheit der von ihm 
erhobenen Reklamation veranlaßt werden, von dieſem zu tragen, wenn ſeine 
eigenen Angaben in weſentlichen Punkten als unrichtig befunden werden. Die 
Mitglieder der Kommiſſionen erhalten bis zum Erlaß anderweiter Beſtimmungen 
die nach $. 3. des Koſten-Regulativs vom 25. April 1836. — Geſetz⸗Sammlung 
fuͤr 1836., Seite 181. — feſtzuſetzenden Reiſe- und Tagegelder. 


H. 35. 


Die veranlagte Steuer iſt in Monatsraten in den erſten acht Tagen 
eines jeden Monats im Voraus an die von der Steuerbehörde zu bezeichnende 
Empfangsſtelle abzufuͤhren. Es ſteht den Steuerpflichtigen frei, die no auf: 
erlegte er auch für einen längeren Zeitraum bis zum ganzen Jahresbetrage 
zu bezahlen. a 


Die zu bewilligenden Hebegebuͤhren, aus welchen auch alle Nebenkoſten 
des Veranlagungsgeſchaͤfts fuͤr Papier, Druckformulare u. ſ. w. zu beſtreiten 
ſind, werden durch die von dem Finanzminiſter zu erlaſſenden Inſtruktionen 
näher beſtimmt, dürfen jedoch nirgend den Betrag von drei Prozent der einge— 
gangenen Steuer uͤberſteigen. 


H. 36. 


Die Zahlung der von der Einſchaͤtzungs-Kommiſſion veranlagten Steuer 
darf wegen einer Reklamation gegen die feſtgeſtellte Steuerſtufe nicht aufge— 
halten werden, muß vielmehr, mit Vorbehaltung der Erſtattung des zu viel 
Bezahlten, ſtets zu den beſtimmten Terminen erfolgen. 


Die klaſſifizirte Einkommenſteuer von den Beſoldungen, Emolumenten, 


Wartegeldern und Penſionen kann von den Kaſſen, aus welchen die letzteren 


gezahlt werden, in Abzug gebracht und der Empfangſtelle uͤberwieſen werden. 


Ab⸗ und Zugaͤnge am Einkommen waͤhrend des Jahres, fuͤr welches die 
Veranlagung erfolgt iſt, aͤndern an der einmal veranlagten Steuer nichts. Nur 
wenn nachgewieſen werden kann, daß durch den Verluſt einzelner Einnahme⸗ 
quellen das veranſchlagte Geſammt-Einkommen eines Steuerpflichtigen um mehr 
als den vierten Theil vermindert worden, darf eine verhaͤltnißmaͤßige Ermaͤßi⸗ 

ung der veranlagten Steuer gefordert werden. Grlifcht ein ſteuerpflichtiges 
Einkommen durch den Tod ſeines Inhabers oder in anderer Art gaͤnzlich, ſo 
iſt die ganze davon veranlagte Steuer in Abgang zu ſtellen. f 


In allen Faͤllen muͤſſen jedoch die bis dahin, alſo einſchließlich des 
Monats, in welchem der Antrag auf Ermaͤßigung der Steuer geſtellt, oder das 
frag⸗ 


a DE 


fragliche Einkommen gänzlich erloſchen ift, fällig gewordenen Steuerraten ent» 
richtet werden. a 


$- 37. 


Die Vorſchriften des Geſetzes uber die Verjaͤhrungsfriſten bei öffentlichen 
Abgaben vom 18. Juni 1840. finden, ſoweit nicht das gegenwaͤrtige Geſetz 
etwas Anderes beſtimmt, auch auf die klaſſifizirte Einkommenſteuer Anwendung. 


H. 38. 


„Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Anordnungen und 
Inſtruktionen erläßt der Finanzminiſter. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Königlichen Inſiegel. f 


Gegeben Charlottenburg, den 1. Mai 1851. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. 
v. Raumer. v. Weſtphalen. 
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Verzeichniß 


der 


Städte, in welchen die Mahl⸗ und Schlachtſteuer zu erheben iſt. 


rovinz Preußen: in 1) Koͤnigsberg, 

1 2) Memel, 
3) Pillau, 
4) Tilſit, 
5) Danzig, 
6) Elbing, 
7) Marienburg, 
8) Graudenz mit Feſtung, 
9) Marienwerder und 
10) Thorn. 


. Pofen: = 11) Pofen, 
12) Liſſa, 

13) Rawitſch, 
14) Frauſtadt, 
15) Bromberg, 
16) Krotoſchin, 
17) Kempen, 
18) Gneſen, 
19) Inowraclaw, 
20) Oſtrowo, 
21) Graͤtz und 
22) Zaborowo. 


Brandenburg: = 23) Berlin, 
96 24) Charlottenburg, 
25) Potsdam, 
26) Brandenburg, 
27) Prenzlow, 
28) Spandow, 
29) Neu⸗Ruppin, 
30) Wrietzen, 
31) Rathenow, 
32) 


Provinz Pommern: in 


(Nr, 3361.) 


Schleſien:⸗ 


> ME 


32) Schwedt, 
30 me 
ranffurt, 
35) Landsberg a. d. W., 
36) Kuͤſtrin, 
37) Kottbus, 
38) Koͤnigsberg i. d. Neumark, 
39) Kroſſen und 
40) Guben. 


41) Stettin, 

42) Alt⸗Damm, 
43) Stargard, 
44) Anklam, 

45) Demmin, 

46) Kolberg, 

47) Koͤslin, 

48) Stolpe, 

49) Stralſund und 
50) Greifswald. 


64) Hirſchberg, 
65) Jauer und 
66) Frankenſtein. 


67) Ba erg 
68) Halle, 

69) Wittenberg, 
70) Torgau, 
74) Merſeburg, 
72) Naumburg, 


73) Zeitz und 
74) Weißenfels. 


Rhein⸗ 


Rheinprovinz: in = Köln mit Deutz, 
76) Bonn, 
77 Dafeborf, 
78) Weſel, 
79) Kleve, 
80) Salle mit Chrenbreitſtein, 
81) Trier, 
82) Saarlouis und 
83) Aachen mit Burtſcheid. 


Redigirt im Bürean des Staats -Miniſterlums. 
— — A 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober « Hofbuchbruderel. 
j (Andolyh Deer.) 


